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I

(V?roffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1093/96 DER KOMMISSION
vom 18 . Juni 1996

zur Festsetzung des Berichtigungskoeffizienten zur Verminderung der
Ausgleichszahlungen im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates
für das Wirtschaftsjahr 1996/97 in bestimmten Regionen der Gemeinschaft

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 zur Einführung einer Stützungsrege­
lung für Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kultur­
pflanzen ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2989/95 (2), insbesondere auf Artikel 12,

lungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92
berücksichtigten Ertragsstabilisator (3), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 769/96 (4), geregelt.

Die Anwendung dieser Methode führt zur Festsetzung der
in dieser Verordnung aufgeführten Berichtigungskoeffi­
zienten .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des gemeinsamen
Verwaltungsausschusses für Getreide, Fette und Trocken­
futter —

in Erwägung nachstehender Gründe:

Um zu vermeiden , daß die komplizierten Regionalisie­
rungspläne dazu führen, daß die tatsächlich erzielten
Erträge die historischen Referenzerträge beträchtlich
übersteigen , sieht die Verordnung (EWG) Nr. 1765/92
eine Anpassung der Ausgleichszahlungen im folgenden
Wirtschaftsjahr vor, die proportional zur Überschreitung
des historischen Durchschnittsertrags ist, der sich aus den
Regionalisierungsplänen des Jahres 1993 ergibt.

Die Vorgehensweise zur Feststellung dieser Uberschrei­
tungen ist durch die Verordnung (EG) Nr. 1237/95 der
Kommission vom 31 . Mai 1 995 mit den Anwendungsmo­
dalitäten für den bei der Berechnung der Ausgleichszah­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Anwendung von Artikel 3 Absatz 6 der Verordnung
(EWG) Nr. 1765/92 wird in Frankreich auf die
Ausgleichszahlungen für das Wirtschaftsjahr 1996/97 der
Berichtigungskoeffizient 0,996 angewendet.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel, den 18 . Juni 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 12.
I1) ABl . Nr. L 312 vom 23. 12. 1995, S. 5.

(3) ABl . Nr. L 121 vom 1 . 6. 1995, S. 29.
(4) ABl . Nr. L 104 vom 27. 4. 1996, S. 12.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1094/96 DER KOMMISSION
vom 18 . Juni 1996

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt .

Artikel 2

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2933/95 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere auf
Artikel 3 ^Vbsatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Diese Verordnung tritt am 19. Juni 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 18 . Juni 1996
Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(<) ABl . Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
(2) ABl . Nr. L 307 vom 20 . 12. 1995, S. 21 .
(3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
¥) ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 18. Juni 1996 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden

Einfuhrpreise

(ECU/100 kg) (ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler

KN-Code Drittland-Code (')
Pauschaler

Einfuhrpreis Einfuhrpreis

0702 00 35 052 75,8 284 72,1
060 80,2 388 79,4
064 100,2 400 76,0
066 41,7 404 63,6
068 62,3 416 72,7
204 86,8 508 87,5
208 44,0 512 66,8
212 97,5 524 63,9
624 95,8 528 71,3
999 76,0 624 86,5

ex 0707 00 25 052 55,3 728 107,3
053 156,2 800 78,0
060 61,0 804 100,9
066 53,8 999 80,0
068 69,1 0809 10 20 052 144,4
204 144,3 061 51,3
624 87,1 064 105,3
999 89,5 400 338,0

0709 10 20 220 317,0 999 159,7
999 317,0 0809 20 49 052 193,6

0709 90 77 052 44,8 061 182,0
204 77,5 064 138,6
412 54,2 068 262,6
624 151,9

400 272,2
999 82,1

600 94,9
0805 30 30 052 132,7

624 288,1
204 88,8

74,0
676 166,2

220

388
999 199,8

74,9
400

0809 30 21 , 0809 30 29 052 63,168,2
512 54,8

220 121,8

520
624 106,866,5

524 100,8
999 97,2

528 62,6 0809 40 20 052 73,2

600 84,0 064 64,4

624 48,9 066 84,9

999 77,8 068 61,2

0808 10 61 , 0808 10 63, 400 175,7
0808 10 69 039 111,4 624 250,4

052 64,0 676 68,6

\ 064 78,6 I 999 111,2

(') Nomenklatur der Länder gemäß Verordnung (EG) Nr. 68/96 der Kommission (ABl . Nr. L 14 vom 19. 1 . 1996, S. 16). Der Code „999" steht für
„Verschiedenes".
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RICHTLINIE 96/34/EG DES RATES

vom 3 . Juni 1 996
zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung über

Elternurlaub

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik, das
dem Protokoll (Nr. 14) über die Sozialpolitik im Anhang
zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein­
schaft beigefügt ist, insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

( 1 ) Auf der Grundlage des Protokolls über die Sozialpo­
litik haben die Mitgliedstaaten mit Ausnahme des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und
Nordirland (im folgenden als „Mitgliedstaaten"
bezeichnet) in dem Wunsch, den mit der Sozial­
charta von 1989 eingeschlagenen Weg fortzusetzen,
untereinander ein Abkommen über die Sozialpolitik
geschlossen .

(2) Die Sozialpartner können nach Artikel 4 Absatz 2
des Abkommens über die Sozialpolitik einen
gemeinsamen Antrag stellen, die auf Gemeinschafts­
ebene geschlossenen Vereinbarungen durch einen
Beschluß des Rates auf Vorschlag der Kommission
durchzuführen.

(3) Nummer 16 der Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer, der der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen gewidmet ist,
sieht unter anderem folgendes vor: „Auch sind die
Maßnahmen auszubauen, die es Männern und
Frauen ermöglichen, ihre beruflichen und familiären
Pflichten besser miteinander in Einklang zu
bringen."

(4) Ungeachtet einer weitgehenden Übereinstimmung
gelang es dem Rat nicht, einen Beschluß zu dem
Vorschlag für eine Richtlinie über Elternurlaub und
Urlaub aus familiären Gründen (') in der geänderten
Fassung vom 15. November 1984 (2) zu fassen .

(5) Die Kommission hat die Sozialpartner nach
Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens über die Sozial­
politik zu der Frage angehört, wie eine Gemein­
schaftsaktion zum Thema Vereinbarkeit von Berufs­
und Familienleben gegebenenfalls ausgerichtet
werden sollte .

(6) Die Kommission, die nach dieser Anhörung eine
Gemeinschaftsaktion für zweckmäßig hielt, hat die
Sozialpartner erneut zum Inhalt des in Aussicht
genommenen Vorschlags nach Artikel 3 Absatz 3 des
Abkommens angehört.

(7) Die europäischen Sozialpartner (UNICE, CEEP und
EGB) haben der Kommission in einem gemein­
samen Schreiben am 5. Juli 1995 mitgeteilt, daß sie
das Verfahren nach Artikel 4 des Abkommens in
Gang setzen wollen .

(8) Die genannten Sozialpartner haben am
14. Dezember 1995 eine Rahmenvereinbarung über
den Elternurlaub geschlossen und der Kommission
ihren gemeinsamen Antrag übermittelt, diese
Rahmenvereinbarung durch einen Beschluß des
Rates auf Vorschlag der Kommission nach Artikel 4
Absatz 2 des Abkommens durchführen zu lassen .

(9) Der Rat hat in seiner Entschließung vom
6. Dezember 1994 zu bestimmten Perspektiven einer
Sozialpolitik der Europäischen Union : Ein Beitrag
zur wirtschaftlichen und sozialen Konvergenz in der
Union (3) die Sozialpartner ersucht, die Möglich­
keiten zum Abschluß von Vereinbarungen wahrzu­
nehmen, weil sie in der Regel näher an der sozialen
Wirklichkeit und an den sozialen Problemen sind . In
Madrid haben die Mitglieder des Europäischen Rates,
die dem Abkommen über die Sozialpolitik ange­
hören , den Abschluß der Rahmenvereinbarung
begrüßt.

( 10) Die Unterzeichnerparteien wollen eine Rahmenver­
einbarung schließen, welche Mindestanforderungen
für Elternurlaub und für Fernbleiben von der Arbeit
aus Gründen höherer Gewalt festlegt und es den
Mitgliedstaaten und/oder Sozialpartnern überläßt, die
Bedingungen für die Anwendung des Elternurlaubs
festzulegen, damit die Gegebenheiten — auch die
der Familienpolitik — in den einzelnen Mitglied­
staaten insbesondere hinsichtlich der Bedingungen
für die Gewährung von Elternurlaub und für die
Inanspruchnahme des Rechts auf Elternurlaub
berücksichtigt werden können .

( 11 ) Der geeignete Rechtsakt zur Umsetzung der
Rahmenvereinbarung ist eine Richtlinie im Sinne
von Artikel 1 89 des Vertrags. Sie ist für die Mitglied­
staaten hinsichtlich des zu erreichenden Ziels
verbindlich , überläßt ihnen jedoch die Wahl der
Form und der Mittel .

( 12) Gemäß dem Subsidiaritäts- und dem Verhältnismä­
ßigkeitsprinzip, wie sie in Artikel 3 b des Vertrags
niedergelegt sind, können die Ziele dieser Richtlinie
auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
erreicht werden; sie können daher besser auf
Gemeinschaftsebene verwirklicht werden. Diese
Richtlinie beschränkt sich auf das zur Erreichung
dieser Ziele notwendige Mindestmaß und geht nicht
über das dazu Erforderliche hinaus.

(') ABl . Nr. C 333 vom 9. 12. 1983, S. 6.
2) ABl . Nr. C 316 vom 27. 11 . 1984, S. 7. 3) ABl . Nr. C 368 vom 23. 12. 1994, S. 6 .
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( 13) Die Kommission hat ihren Vorschlag für eine Richt­
linie des Rates unter Berücksichtigung der Repräsen­
tativität der Unterzeichnerparteien, ihres Mandats
und der Rechtmäßigkeit der Bestimmungen der
Rahmenvereinbarung sowie der Einhaltung der die
kleinen und mittleren Unternehmen betreffenden
Bestimmungen ausgearbeitet.

( 14) In Einklang mit ihrer Mitteilung vom 14. Dezember
1993 über die Anwendung des Protokolls über die
Sozialpolitik hat die Kommission das Europäische
Parlament unterrichtet und ihm den Wortlaut der
Rahmenvereinbarung sowie ihren mit einer Begrün­
dung versehenen Richtlinienvorschlag übermittelt .

( 15) Die Kommission hat außerdem den Wirtschafts- und
Sozialausschuß unterrichtet und ihm den Wortlaut
der Rahmenvereinbarung sowie ihren mit einer
Begründung versehenen Richtlinienvorschlag über­
mittelt.

( 16) In Paragraph 4 Nummer 2 der Rahmenvereinbarung
wird betont, daß ihre Umsetzung eine Verringerung
des allgemeinen Schutzniveaus der Arbeitnehmer in
dem unter diese Vereinbarung fallenden Bereich
nicht rechtfertigt und daß dies das Recht der
Mitgliedstaaten und/oder der Sozialpartner nicht
berührt, entsprechend der Entwicklung der Lage
(einschließlich der Einführung der Nichtübertragbar­
keit) unterschiedliche Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften oder tarifvertragliche Regelungen zu
entwickeln , vorausgesetzt, die in dieser Vereinbarung
vorgesehenen Mindestanforderungen werden einge­
halten .

( 17) Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer hält fest, wie wichtig es ist, gegen
Diskriminierungen jeglicher Art, insbesondere
aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe , Rasse, Meinung
oder Glauben, vorzugehen .

(1 8 ) Nach Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die Euro­
päische Union „achtet die Union die Grundrechte,
wie sie in der am 4. November 1950 in Rom unter­
zeichneten Europäischen Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährlei­
stet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als
allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts
ergeben".

( 19) Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern auf
deren gemeinsamen Antrag die Durchführung dieser
Richtlinie übertragen, vorausgesetzt, sie treffen alle
erforderlichen Maßnahmen, um jederzeit gewährlei­
sten zu können, daß die durch diese Richtlinie
vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden .

(20) Die Durchführung der Rahmenvereinbarung trägt
zur Verwirklichung der in Artikel 1 des Abkommens
über die Sozialpolitik genannten Ziele bei —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Umsetzung der Rahmenvereinbarung
Mit dieser Richtlinie soll die am 14. Dezember 1995
zwischen den europäischen Sozialpartnern (UNICE,
CEEP und EGB) geschlossene Rahmenvereinbarung über
Elternurlaub, die im Anhang enthalten ist, durchgeführt
werden .

Artikel 2

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie spätestens ab dem 3 . Juni 1998 nachzu­
kommen, oder vergewissern sich spätestens zu diesem
Zeitpunkt, daß die Sozialpartner im Weg einer Vereinba­
rung die erforderlichen Vorkehrungen getroffen haben;
dabei haben die Mitgliedstaaten alle erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um jederzeit gewährleisten zu
können, daß die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen
Ergebnisse erzielt werden . Sie setzen die Kommission
umgehend hiervon in Kenntnis.

(2) Den Mitgliedstaaten kann bei besonderen Schwie­
rigkeiten oder im Fall einer Durchführung im Weg eines
Tarifvertrags höchstens ein zusätzliches Jahr gewährt
werden .

Sie müssen die Kommission umgehend von diesen Gege­
benheiten in Kenntnis setzen .

(3) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach
Absatz 1 erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentli­
chung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 3 . Juni 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. TREU
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ANHÄNG

RAHMENVEREINBARUNG ÜBER DEN ELTERNURLAUB

PRAAMBEL

Die nachstehende Rahmenvereinbarung stellt ein Engagement von UNICE, CEEP und EGB im
Hinblick auf Mindestvorschriften für den Elternurlaub und für das Fernbleiben von der Arbeit aus
Gründen höherer Gewalt dar, weil sie dies als ein wichtiges Mittel ansehen, Berufs- und Familienleben
zu vereinbaren und Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen zu fördern .

EGB/UNICE/CEEP fordern die Kommission auf, diese Rahmenvereinbarung dem Rat vorzulegen,
damit die genannten Mindestvorschriften durch einen Ratsbeschluß für alle Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft — mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir­
land — verbindlich gemacht werden .

I. ALLGEMEINE ERWÄGUNGEN

1 . Gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik im Anhang zum Protokoll über die Sozialpo­
litik, das dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt ist, insbesondere
auf Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 2 und in Erwägung nachstehender Gründe :

2. Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens über die Sozialpolitik sieht vor, daß die Durchführung der
auf Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen auf gemeinsamen Antrag der Unter­
zeichnerparteien durch einen Beschluß des Rates auf Vorschlag der Kommission erfolgt .

3 . Die Kommission beabsichtigt, eine Maßnahme der Gemeinschaft für die Vereinbarkeit von
Berufs- und Familienleben vorzuschlagen .

4. Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer fordert unter Nummer 16
über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen die Entwicklung von Maßnahmen, die es
Männern und Frauen ermöglichen, ihren beruflichen und familiären Verpflichtungen gleicher­
maßen nachzukommen .

5. Die Entschließung des Rates vom 6. Dezember 1994 erkennt an , daß eine effiziente Chancen­
gleichheitspolitik eine globale und integrierte Strategie verlangt, die eine bessere Organisation
der Arbeitszeit sowie eine größere Flexibilität ebenso wie eine leichtere Rückkehr ins Berufs­
leben ermöglicht; in der Entschließung wird die wichtige Rolle berücksichtigt, die den Sozial­
partnern in diesem Bereich auch dann zukommt, wenn es darum geht, Männern und Frauen
eine Gelegenheit zu bieten, ihre berufliche Verantwortung sowie ihre familiären Verpflich­
tungen miteinander zu vereinbaren .

6. Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben sollten die Einführung neuer
und flexibler Arten der Arbeitsorganisation und der Zeiteinteilung fördern, die den sich
ändernden Bedürfnissen der Gesellschaft besser angepaßt sind und die sowohl die Bedürfnisse
der Unternehmen als auch die der Arbeitnehmer berücksichtigen sollten .

7. Die Familienpolitik muß im Rahmen der demographischen Entwicklungen , der Auswirkungen
der Uberalterung, der Annäherung zwischen den Generationen und der Förderung einer Betei­
ligung von Frauen am Erwerbsleben gesehen werden.

8 . Männer sollten — zum Beispiel durch Sensibilisierungsprogramme — ermutigt werden , in
gleichem Maße familiäre Verantwortung zu übernehmen und das Recht auf Elternurlaub in
Anspruch zu nehmen .

9 . Bei der vorliegenden Vereinbarung handelt es sich um eine Rahmenvereinbarung, welche die
Mindestanforderungen und Vorschriften für einen vom Mutterschutz getrennten Elternurlaub
und für Fernbleiben von der Arbeit aus Gründen höherer Gewalt festlegt und es den Mitglied­
staaten und den Sozialpartnern überläßt, die Voraussetzungen und die Modalitäten für die Inan­
spruchnahme dieses Rechts festzulegen, damit die Lage in jedem einzelnen Mitgliedstaat
berücksichtigt werden kann .
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10 . Die Mitgliedstaaten sollten die Aufrechterhaltung der Ansprüche auf Sachleistungen aus der
Krankenversicherung während des Mindestelternurlaubs vorsehen .

1 1 . Die Mitgliedstaaten müßten außerdem die Aufrechterhaltung der Ansprüche auf unveränderte
Sozialleistungen während des Mindestelternurlaubs ins Auge fassen , wenn sich dies nach den
Gegebenheiten und der Haushaltslage in dem betreffenden Mitgliedstaat als angemessen
erweist.

12 . Diese Vereinbarung berücksichtigt die Notwendigkeit, die sozialpolitischen Anforderungen zu
verbessern , die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft in der Gemeinschaft zu stärken und zu
vermeiden, daß verwaltungstechnische, finanzielle und rechtliche Zwänge auferlegt werden, die
die Gründung und Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen hemmen .

13 . Die Sozialpartner können am besten Lösungen finden , die den Bedürfnissen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer entgegenkommen . Deshalb ist ihnen bei der Durchführung dieser Ver­
einbarung eine besondere Rolle einzuräumen.

HABEN DIE UNTERZEICHNERPARTEIEN FOLGENDE VEREINBARUNG GESCHLOSSEN:

II . INHALT

Paragraph 1: Ziel und Anwendungsbereich
1 . In dieser Vereinbarung sind Mindestanforderungen niedergelegt, die darauf abzielen , die Verein­
barkeit von Berufs- und Familienleben erwerbstätiger Eltern zu erleichtern .

2. Diese Vereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer, Männer und Frauen , die nach den Rechtsvor­
schriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten in dem jeweiligen Mitgliedstaat über einen
Arbeitsvertrag verfügen oder in einem Arbeitsverhältnis stehen .

Paragraph 2: Elternurlaub
1 . Nach dieser Vereinbarung haben erwerbstätige Männer und Frauen nach Maßgabe des Paragra­
phen 2 Nummer 2 ein individuelles Recht auf Elternurlaub im Fall der Geburt oder Adoption
eines Kindes, damit sie sich bis zu einem bestimmten Alter des Kindes — das Alter kann bis zu
acht Jahren gehen — für die Dauer von mindestens drei Monaten um dieses Kind kümmern
können. Die genauen Bestimmungen sind von den Mitgliedstaaten und/oder Sozialpartnern fest­
zulegen.

2 . Um Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen zu fördern , sind die
Unterzeichnerparteien der Meinung, daß das in Paragraph 2 Nummer 1 vorgesehene Recht auf
Elternurlaub prinzipiell nicht übertragbar sein soll .

3 . Die Voraussetzungen und die Modalitäten für die Inanspruchnahme des Elternurlaubs werden in
den Mitgliedstaaten gesetzlich und/oder tarifvertraglich unter Einhaltung der Mindestanforde­
rungen dieser Vereinbarung geregelt. Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner können
insbesondere

a) entscheiden, ob der Elternurlaub auf Vollzeit- oder Teilzeitbasis, in Teilen oder in Form von
„Kreditstunden" gewährt wird;

b) das Recht auf Elternurlaub von einer bestimmten Beschäftigungsdauer und/oder Betriebszu­
gehörigkeit (höchstens ein Jahr) abhängig machen;

c) die Voraussetzungen und die Modalitäten für die Inanspruchnahme des Elternurlaubs an die
besonderen Umstände der Adoption anpassen;

d) Fristen vorschreiben, innerhalb derer der Arbeitnehmer, der sein Recht auf Elternurlaub
ausübt, den Arbeitgeber unterrichten muß; dabei hat er Beginn und das Ende des Elternur­
laubs anzugeben;

e) die Bedingungen festlegen , unter denen der Arbeitgeber — nach Konsultation gemäß den
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen und Gepflogenheiten — aus berechtigten
betrieblichen Gründen die Gewährung des Elternurlaubs verschieben darf (beispielsweise bei
saisonabhängiger Arbeit, wenn innerhalb der festgelegten Frist keine Vertretung gefunden
werden kann, wenn ein erheblicher Anteil der Arbeitskräfte gleichzeitig Elternurlaub bean­
tragt, wenn eine bestimmte Funktion von strategischer Bedeutung ist). Sollten sich aus der
Anwendung dieser Klausel Schwierigkeiten ergeben, so sind sie gemäß den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften, Tarifverträgen und Gepflogenheiten zu lösen ;

f) in Ergänzung zu Buchstabe e) die Genehmigung erteilen, daß besondere Vorkehrungen
getroffen werden, um den Bedürfnissen der kleinen Unternehmen im Blick auf Arbeitsweise
und Organisation gerecht zu werden .
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4. Um sicherzustellen, daß die Arbeitnehmer ihr Recht auf Elternurlaub wahrnehmen können,
treffen die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der
Arbeitnehmer gegen Entlassungen , die auf einem Antrag auf Elternurlaub oder auf der Inan­
spruchnahme des Elternurlaubs beruhen .

5 . Im Anschluß an den Elternurlaub hat der Arbeitnehmer das Recht, an seinen früheren Arbeits­
platz zurückzukehren oder, wenn das nicht möglich ist, entsprechend seinem Arbeitsvertrag oder
Arbeitsverhältnis einer gleichwertigen oder ähnlichen Arbeit zugewiesen zu werden .

6 . Die Rechte, die der Arbeitnehmer zu Beginn des Elternurlaubs erworben hatte oder dabei war zu
erwerben , bleiben bis zum Ende des Elternurlaubs bestehen . Im Anschluß an den Elternurlaub
finden diese Rechte mit den Änderungen Anwendung, die sich aus einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten ergeben .

7 . Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner bestimmen den Status des Arbeitsvertrags oder
Arbeitsverhältnisses für den Zeitraum des Elternurlaubs.

8 . Sozialversicherungstechnische Fragen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung werden von
den Mitgliedstaaten gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften geprüft und entschieden;
dabei ist der Bedeutung der Kontinuität der Ansprüche auf Deckung durch die verschiedenen
Sozialversicherungssysteme, vor allem was die Gesundheitsfürsorge betrifft, Rechnung zu tragen .

Paragraph 3: Fernbleiben von der Arbeit aus Gründen höherer Gewalt
1 . Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner treffen die notwendigen Maßnahmen, um den
Arbeitnehmern das Recht zu geben, gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Tarifver­
trägen und/oder Gepflogenheiten im Fall höherer Gewalt wegen dringender familiärer Gründe
bei Krankheiten oder Unfällen , die die sofortige Anwesenheit des Arbeitnehmers erfordern, der
Arbeit fernzubleiben .

2. Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner können die Bedingungen für die Inanspruch­
nahme und die Einzelheiten der Anwendung der Nummer 1 festlegen und das dort genannte
Recht auf eine bestimmte Dauer pro Jahr und/oder pro Fall begrenzen .

Paragraph 4: Schlußbestimmungen
1 . Die Mitgliedstaaten können günstigere Regelungen anwenden oder festlegen, als sie in dieser
Vereinbarung vorgesehen sind.

2 . Die Umsetzung dieser Vereinbarung rechtfertigt nicht eine Verringerung des allgemeinen
Schutzniveaus der Arbeitnehmer in dem unter diese Vereinbarung fallenden Bereich; dies
berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten und/oder der Sozialpartner, entsprechend der
Entwicklung der Lage (einschließlich der Einführung der Nicht-Ubertragbarkeit) unterschied­
liche Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder tarifvertragliche Regelungen zu entwickeln, vor­
ausgesetzt, die in dieser Vereinbarung vorgesehenen Mindestanforderungen werden eingehalten .

3 . Diese Vereinbarung hindert die Sozialpartner nicht daran , auf der entsprechenden Ebene,
einschließlich der europäischen Ebene, Ubereinkünfte zur Anpassung und/oder Ergänzung
dieser Vereinbarung zu schließen , um besonderen Umständen Rechnung zu tragen .

4. Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um
dem Beschluß des Rates spätestens zwei Jahre nach seiner Annahme nachzukommen, oder sie
vergewissern sich, daß die Sozialpartner (') im Wege einer Vereinbarung die erforderlichen
Bestimmungen vor dem Ende dieser Frist festlegen . Die Mitgliedstaaten haben, falls dies
aufgrund besonderer Schwierigkeiten oder einer tarifvertraglichen Umsetzung notwendig sein
sollte, längstens ein weiteres Jahr Zeit, dem Beschluß nachzukommen.

5 . Die Vermeidung und Behebung von Streitfällen aufgrund der Anwendung dieser Vereinbarung
erfolgt gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften , Tarifverträgen oder Gepflogenheiten .

6 . Unbeschadet der Rolle der Kommission, der einzelstaatlichen Gerichte und des Europäischen
Gerichtshofs muß jede Frage, die die Auslegung dieser Vereinbarung auf europäischer Ebene
betrifft, zunächst von der Kommission an die Unterzeichnerparteien zur Stellungnahme zurück­
verwiesen werden.

7. Die Unterzeichnerparteien überprüfen die Anwendung dieser Vereinbarung fünf Jahre nach
Erlaß des Ratsbeschlusses, wenn eine von ihnen einen entsprechenden Antrag stellt.

(') Im Sinne des Artikels 2 Absatz 4 des Abkommens über die Sozialpolitik .
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Geschehen zu Brüssel am 14 . Dezember 1995 .
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CEEP- Vorsitzender

François PERIGOT

UNICE- Vorsitzender

Emilio GABAGLIO

Generalsekretär
Roger GOURVES
Generalsekretär

Zygmunt TYSZKIEWICZ
Generalsekretär
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Bd. Emile Jacqmain 155
B-1210 Brüssel
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Rue Joseph II 40
B-1040 Brüssel
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RICHTLINIE 96/35/EG DES RATES

vom 3. Juni 1996
über die Bestellung und die berufliche Befähigung von Sicherheitsberatern für
die Beförderung gefährlicher Güter auf Straße, Schiene oder Binnenwasser­

straßen

Die Mitghedstaaten müssen einen gemeinsamen Mindest­
rahmen für die Schulung festlegen, die durch das Ablegen
einer Prüfung nachgewiesen wird.

Die Mitgliedstaaten müssen einen Schulungsnachweis
nach Gemeinschaftsmuster ausstellen, mit dem die beruf­
liche Befähigung der Sicherheitsberater bescheinigt wird,
so daß die Inhaber dieses Nachweises ihre Tätigkeit in
der gesamten Gemeinschaft ausüben können .

Die berufliche Befähigung der Sicherheitsberater trägt zur
Verbesserung der Qualität der dem Kunden erbrachten
Dienstleistung bei . Sie trägt außerdem dazu bei, soweit
wie möglich die Risiken von Unfällen zu verringern, die
irreversible Umweltschäden und schwere körperliche
Schäden von Personen, die mit Gefahrgut in Berührung
kommen, zur Folge haben können —

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 75,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

nach dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Beförderung gefährlicher Güter im innerstaatlichen
und grenzüberschreitenden Verkehr hat im Laufe der
Jahre erheblich zugenommen, wodurch das Unfallrisiko
größer geworden ist.

Einige Unfälle bei Gefahrguttransporten können auf eine
unzureichende Kenntnis der damit verbundenen Risiken
zurückgeführt werden .

Im Rahmen der Verwirklichung des Verkehrsbinnen­
markts sind Maßnahmen zur besseren Verhütung der mit
der Gefahrgutbeförderung verbundenen Risiken erfor­
derlich .

Die Richtlinie 89/391 /EWG des Rates vom 12. Juni 1989
über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Arbeitnehmer bei der Arbeit (4) sieht keine Maßnahmen
gegen die mit dem Gefahrguttransport verbundenen
Risiken vor.

Von den Unternehmen, die gefährliche Güter befördern ,
sowie von den Unternehmen, die Gefahrgut im Zusam­
menhang mit dieser Beförderung verladen oder entladen,
muß verlangt werden, daß sie unabhängig davon, ob es
sich um die Beförderung auf der Straße, der Schiene oder
auf Binnenwasserstraßen handelt, die Regeln zur Verhü­
tung der mit dem Gefahrguttransport verbundenen
Risiken beachten. Damit dieses Ziel leichter erreicht wird,
ist vorzusehen, daß entsprechend geschulte Sicherheitsbe­
rater für die Gefahrgutbeförderung bestellt werden .

Mit der Schulung sollen die Sicherheitsberater die
Kenntnis der wesentlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften für die Gefahrgutbeförderung erwerben .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Ziel

Die Mitgliedstaaten ergreifen gemäß den Bestimmungen
dieser Richtlinie die erforderlichen Maßnahmen, damit
jedes Unternehmen, dessen Tätigkeit die Gefahrgutbeför­
derung auf Straße, Schiene oder Binnenwasserstraßen oder
das mit dieser Beförderung zusammenhängende Verladen
oder Entladen umfaßt, bis zum 31 . Dezember 1999 einen
oder mehrere Sicherheitsberater für die Gefahrgutbeförde­
rung benennt, deren Aufgabe darin besteht, die Risiken
verhüten zu helfen , die sich aus solchen Tätigkeiten für
Personen, Sachen und die Umwelt ergeben .

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(') ABl . Nr. C 185 vom 17. 7 . 1991 , S. 5 , und ABl. Nr. C 233
vom 11 . 9 . 1992, S. 5 .

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Begriff

a) „Unternehmen" jede natürliche Person , jede juristische
Person mit oder ohne Erwerbszweck, jede Vereinigung
oder jeden Zusammenschluß von Personen ohne
Rechtspersönlichkeit mit oder ohne Erwerbszweck
sowie jede staatliche Einrichtung, unabhängig davon,
ob diese über eine eigene Rechtspersönlichkeit verfügt
oder von einer Behörde mit Rechtspersönlichkeit
abhängt, die die Beförderung, das Verladen oder das
Entladen gefährlicher Güter vornimmt;

(2) Stellungnahme vom 27. November 1991 (ABl . Nr. C 40 vom
17. 2. 1992, S. 46).

( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 15. Mai
1992 (ABl . Nr. C 150 vom 15. 6. 1992, S. 332), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 6 . Oktober 1995 (ABl . Nr. C 297
vom 10 . 11 . 1995, S. 13) und Beschluß des Europäischen Par­
laments vom 17. Januar 1996 (ABl. Nr. C 32 vom 5. 2. 1996,
S. 49).

(«) ABl . Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 1 .
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b) „Sicherheitsberater für die Gefahrgutbeförderung",
nachstehend „Gefahrgutbeauftragter" genannt, jede
vom Leiter eines Unternehmens benannte Person, die
die Aufgaben und Funktionen nach Artikel 4 wahr­
nimmt und Inhaber des Schulungsnachweises nach
Artikel 5 ist;

c) „gefährliche Güter/Gefahrgut" die als solche in Anhang
A der Richtlinie 94/55/EG des Rates vom
21 . November 1994 zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten für den Gefahrguttrans­
port auf der Straße (') festgelegten Güter;

d) „betroffene Tätigkeiten" die Beförderung gefährlicher
Güter auf Straße , Schiene oder Binnenwasserstraßen —
mit Ausnahme nationaler Binnenwasserstraßen ohne
Verbindung zu den Binnenwasserstraßen der anderen
Mitgliedstaaten — oder das mit dieser Beförderung
zusammenhängende Verladen und Entladen .

Artikel 3

Befreiungen

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß diese Richt­
linie nicht für Unternehmen gilt,
a) deren betroffene Tätigkeiten sich auf die Beförderung
gefährlicher Güter mit Transportmitteln erstrecken, die
den Streitkräften gehören oder der Verantwortung der
Streitkräfte unterstehen, oder

b) deren betroffene Tätigkeiten sich auf begrenzte
Mengen je Beförderungseinheit erstrecken , die unter­
halb der in den Randnummern 10010 und 10011 des
Anhangs B der Richtlinie 94/55/EG festgelegten
Grenzwerte liegen, oder

c) deren Haupt- oder Nebentätigkeit nicht in der Beför­
derung gefährlicher Güter oder im mit dieser Beförde­
rung zusammenhängenden Verladen oder Entladen
besteht, sondern die gelegentlich innerstaatliche
Gefahrguttransporte oder das damit zusammenhän­
gende Verladen oder Entladen vornehmen, wenn mit
diesen Tätigkeiten nur eine sehr geringe Gefahr oder
Umweltbelastung verbunden ist.

Artikel 4

Aufgaben und Benennung des Gefahrgutbeauf­
tragten

( 1 ) Der Gefahrgutbeauftragte hat unter der Verantwor­
tung des Unternehmensleiters im wesentlichen die
Aufgabe, im Rahmen der betroffenen Tätigkeiten des
Unternehmens nach Mitteln und Wegen zu suchen und
Maßnahmen zu veranlassen, die die Durchführung dieser
Tätigkeiten unter Einhaltung der geltenden Bestim­
mungen und unter optimalen Sicherheitsbedingungen
erleichtern . Seine den Tätigkeiten des Unternehmens
entsprechenden Aufgaben sind in Anhang I festgelegt .
(2) Die Funktion des Gefahrgutbeauftragten kann auch
vom Leiter des Unternehmens, von einer Person mit
anderen Aufgaben in dem Unternehmen oder von einer

dem Unternehmen nicht angehörenden Person wahrge­
nommen werden, sofern diese tatsächlich in der Lage ist,
die Aufgaben des Gefahrgutbeauftragten zu erfüllen .

(3) Das Unternehmen teilt der zuständigen Behörde
oder der hierzu vom Mitgliedstaat benannten Stelle auf
Verlangen den Namen seines Gefahrgutbeauftragten mit.

Artikel 5

Schulungsnachweis

( 1 ) Der Gefahrgutbeauftragte muß Inhaber eines für
den oder die betreffenden Verkehrsträger gültigen
Schulungsnachweises nach Gemeinschaftsmuster sein,
nachstehend „Nachweis" genannt. Dieser wird von der
zuständigen Behörde oder der hierzu vom Mitgliedstaat
benannten Stelle ausgestellt.

(2) Zur Erlangung des Nachweises muß der Bewerber
eine Schulung erhalten , die durch das Bestehen einer von
der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats anerkannten
Prüfung nachgewiesen wird.

(3) Mit der Schulung sollen dem Bewerber in erster
Linie eine ausreichende Kenntnis über die Risiken von
Gefahrgutbeförderungen, eine ausreichende Kenntnis der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die betroffenen
Verkehrsträger sowie eine ausreichende Kenntnis der in
Anhang I festgelegten Aufgaben vermittelt werden .

(4) Die Prüfung muß mindestens die in Anhang II
aufgeführten Sachgebiete umfassen .

(5) Der Nachweis wird entsprechend dem Muster in
Anhang III ausgestellt .

(6) Der Nachweis wird von allen Mitgliedstaaten aner­
kannt.

Artikel 6

Geltungsdauer des Nachweises

Der Nachweis hat eine Geltungsdauer von fünf Jahren.
Seine Geltungsdauer wird automatisch um jeweils fünf
Jahre verlängert, wenn der Inhaber des Nachweises im
letzten Jahr vor dessen Ablaufen an einer ergänzenden
Schulung teilgenommen oder einen Test bestanden hat,
die von der zuständigen Behörde anerkannt werden .

Artikel 7

Unfallbericht

Der Gefahrgutbeauftragte trägt dafür Sorge, daß nach
einem Unfall, der sich während einer von dem jeweiligen
Unternehmen durchgeführten Beförderung oder während
des von dem Unternehmen vorgenommenen Verladens
oder Entladens ereignet und bei dem Personen , Sachen
oder die Umwelt zu Schaden gekommen sind, nach
Einholung aller sachdienlichen Auskünfte ein Unfallbe­
richt für die Unternehmensleitung oder gegebenenfalls
für eine örtliche Behörde erstellt wird .(') ABl . Nr. L 319 vom 12. 12 . 1994, S. 7.



Nr. L 145/ 12 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 19 . 6. 96

Dieser Unfallbericht ersetzt nicht die Berichte der Unter­
nehmensleitung, die in den Mitgliedstaaten entsprechend
sonstigen internationalen , gemeinschaftlichen oder inner­
staatlichen Rechtsvorschriften zu erstellen sind.

Artikel 8

Anpassung der Richtlinie

Die Änderungen, die erforderlich sind, um diese Richt­
linie an den wissenschaftlichen und technischen Fort­
schritt auf den in ihren Geltungsbereich fallenden
Gebieten anzupassen , werden nach dem Verfahren des
Artikels 9 erlassen .

Artikel 9

( 1 ) Die Kommission wird von dem durch Artikel 9 der
Richtlinie 94/55/EG eingesetzten Ausschuß für den
Gefahrguttransport, nachstehend „Ausschuß" genannt,
unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommis­
sion den Vorsitz führt .

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen.
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref­
fenden Frage festsetzen kann . Die Stellungnahme wird
mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2
des Vertrags für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag
der Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist.
Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen
der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorge­
nannten Artikel gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

(3) a) Die Kommission erläßt die beabsichtigten
Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des
Ausschusses übereinstimmen .

b) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die

Kommission dem Rat unverzüglich einen
Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der
Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit.
Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten nach der Befassung des Rates keinen
Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen
Maßnahmen von der Kommission erlassen .

Artikel 10

Diese Richtlinie berührt nicht die Vorschriften im
Bereich der Sicherheit und des Schutzes der Gesundheit
von Arbeitnehmern am Arbeitsplatz nach der Richtlinie
89/391 /EWG sowie den dazu ergangenen Durchfüh­
rungsrichtlinien .

Artikel 11

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie bis zum 31 . Dezember 1999 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten der Bezugnahme .

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 12

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 3. Juni 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. TREU
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ANHANG I

VERZEICHNIS DER AUFGABEN DES GEFAHRGUTBEAUFTRAGTEN NACH ARTIKEL 4
ABSATZ 1

Der Gefahrgutbeauftragte nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr:
— Überwachung der Einhaltung der Vorschriften für die Gefahrgutbeförderung;
— Beratung des Unternehmens bei den Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Gefahrgutbeförderung;
— Erstellung eines Jahresberichts für die Unternehmensleitung oder gegebenenfalls für eine örtliche

Behörde über die Tätigkeiten des Unternehmens in bezug auf die Gefahrgutbeförderung. Die Berichte
sind fünf Jahre lang aufzubewahren und den einzelstaatlichen Behörden auf Verlangen vorzulegen.

Zu den Aufgaben des Gefahrgutbeauftragten gehört insbesondere auch die Uberprüfung des nachstehenden
Vorgehens bzw. der nachstehenden Verfahren hinsichtlich der betroffenen Tätigkeiten:
— Verfahren, mit denen die Einhaltung der Vorschriften zur Identifizierung des beförderten Gefahrguts
sichergestellt werden soll;

— Vorgehen des Unternehmens, um beim Kauf von Beförderungsmitteln den besonderen Erfordernissen in
bezug auf das beförderte Gefahrgut Rechnung zu tragen;

— Verfahren, mit denen das für die Gefahrgutbeförderung oder für das Verladen oder das Entladen verwen­
dete Material überprüft wird ;

— ausreichende Schulung der betreffenden Arbeitnehmer des Unternehmens und Vermerk über diese
Schulung in der Personalakte;

— Durchführung geeigneter Sofortmaßnahmen bei etwaigen Unfällen oder Zwischenfällen, die unter
Umständen die Sicherheit während der Gefahrgutbeförderung oder während des Verladens oder des
Entladens gefährden;

— Durchführung von Untersuchungen und, sofern erforderlich, Erstellung von Berichten über Unfälle,
Zwischenfälle oder schwere Verstöße, die während der Gefahrgutbeförderung oder während des Verla­
dens oder des Entladens festgestellt wurden ;

— Einführung geeigneter Maßnahmen , mit denen das erneute Auftreten von Unfällen, Zwischenfällen oder
schweren Verstößen verhindert werden soll ;

— Berücksichtigung der Rechtsvorschriften und der besonderen Anforderungen der Gefahrgutbeförderung
bei der Auswahl und dem Einsatz von Subunternehmern oder sonstigen Dritten;

— Uberprüfung, ob das mit der Gefahrgutbeförderung oder dem Verladen oder dem Entladen des Gefahr­
guts betraute Personal über ausführliche Arbeitsanleitungen und Anweisungen verfügt;

— Einführung von Maßnahmen zur Aufklärung über die Gefahren bei der Gefahrgutbeförderung oder beim
Verladen oder Entladen des Gefahrguts;

— Einführung von Maßnahmen zur Uberprüfung des Vorhandenseins der im Beförderungsmittel mitzufüh­
renden Papiere und Sicherheitsausrüstungen sowie der Vorschriftsmäßigkeit dieser Papiere und Ausrü­
stungen;

— Einführung von Verfahren zur Uberprüfung der Einhaltung der Vorschriften für das Verladen und
Entladen.
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ANHANG II

VERZEICHNIS DER IN ARTIKEL 5 ABSATZ 4 GENANNTEN SACHGEBIETE

Für die Erlangung des Schulungsnachweises sind Kenntnisse mindestens in den nachstehend aufgeführten
Sachgebieten erforderlich :
I. Allgemeine Maßnahmen der Verhütung von Risiken und Sicherheitsmaßnahmen :
— Kenntnisse über Unfallfolgen im Zusammenhang mit der Beförderung gefährlicher Güter;
— Kenntnisse der wichtigsten Unfallursachen.

II . Verkehrsträgerbezogene Bestimmungen in einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
sowie in internationalen Ubereinkommen , die insbesondere folgende Bereiche betreffen :
1 . Klassifizierung der gefährlichen Güter:
— Verfahren zur Klassifizierung von Lösungen und Mischungen,
— Aufbau der Stoffaufzählungen ,
— Gefahrenklassen und Klassifizierungskriterien ,
— Eigenschaften der beförderten gefährlichen Güter und Gegenstände,
— Physikalische und chemische sowie toxikologische Eigenschaften ;

2. Allgemeine Verpackungsvorschriften sowie Anforderungen für Tanks und Tankcontainer:
— Verpackungsarten sowie Verpackungskodierung und -kennzeichnung,
— Anforderungen an die Verpackungen und Vorschriften für die Prüfung,
— Zustand der Verpackungen und regelmäßige Kontrolle;

3 . Beschriftung und Gefahrzettel :
— Aufschriften auf den Gefahrzetteln,
— Anbringung und Entfernung der Gefahrzettel ,
— Kennzeichnung und Bezettelung;

4. Vermerke im Beförderungspapier:
— Angaben im Beförderungspapier,
— Konformitätserklärung des Versenders;

5 . Versandart und Abfertigungsbeschränkungen:
— geschlossene Ladung,
— Beförderung in loser Schüttung,
— Beförderung in großen Behältern für Schüttgut,
— Beförderung in Containern ,
— Beförderung in festverbundenen oder Aufsetztanks;

6 . Beförderung von Fahrgästen;
7. Zusammenladeverbote und Vorsichtsmaßnahmen bei der Zusammenladung;
8 . Trenngebote;
9 . begrenzte Mengen und freigestellte Mengen;
10 . Handhabung und Sicherung der Ladung:

— Verladen und Entladen (Ladefaktor),
— Stauen und Trennen;

11 . Reinigung bzw. Lüftung vor dem Verladen und nach dem Entladen;
12. Fahrpersonal bzw. Besatzung: Ausbildung;
13 . Mitzuführende Papiere :

— Beförderungspapier,
— schriftliche Weisungen,
— Zulassungsbescheinigung des Fahrzeugs,
— Bescheinigung über die Schulung der Fahrzeugführer,
— Sachkundenachweis für die Binnenschiffahrt,
— Kopie der etwaigen Ausnahme oder Abweichung,
— sonstige Papiere ;

14 . Sicherheitsanweisungen : Durchführung der Anweisungen sowie Schutzausrüstung für den Fahrer,
15 . Uberwachungspflichten : Halten und Parken;
16. Verkehrs- bzw. Fahrregeln und -beschränkungen;
17 . Freiwerden umweltbelastender Stoffe aufgrund eines Betriebsvorgangs oder eines Unfalls;
18 . Anforderungen an die Beförderungsmittel .
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ANHANG III

MUSTER DES SCHULUNGSNACHWEISES NACH ARTIKEL 5 ABSATZ 5

EG-Schulungsnachweis des Gefahrgutbeauftragten

Nummer des Schulungsnachweises :

Nationalitätszeichen des ausstellenden Mitgliedstaats :

Name:

Vorname(n):

Geburtsdatum und Geburtsort:

Staatsangehörigkeit:

Unterschrift des Inhabers :

Gültig bis (Datum) für Gefahrgut befördernde Unternehmen sowie Unternehmen , die das
Verladen oder Entladen im Zusammenhang mit Gefahrgutbeförderungen durchführen:

□ im Straßenverkehr

EU im Eisenbahnverkehr

C im Binnenschiffsverkehr

Ausgestellt durch :

Datum:

Unterschrift:

Verlängert bis:

durch :

Datum:

Unterschrift:
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 11 . Juni 1996
über die Anwendung des Artikels 8 des Abkommens in Form eines Briefwech­
sels zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Fürstentum

Andorra

(96/366/EG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Das Fürstentum Andorra hat darum ersucht, dieses Recht
auf die Abfertigung zum zollrechtlich freien Warenver­
kehr ausüben zu dürfen .

Der Rat hat sich in einer am 30 . Oktober 1995 angenom­
menen Erklärung damit einverstanden erklärt, daß das
Fürstentum Andorra dieses Recht ausübt.

Der Rat sollte den Standpunkt der Europäischen Gemein­
schaft als Vertragspartei förmlich festlegen .

Es ist eine Frist für die Vorbereitung der Ausübung des
Rechts auf Abfertigung zum zollrechtlich freien Verkehr
vorzusehen —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Ab dem 1 . Juli 1996 fertigt die Europäische Gemein­
schaft die für das Fürstentum Andorra bestimmten Waren
aus Drittländern nicht mehr im Namen und für die
Rechnung des Fürstentums Andorra zum zollrechtlich
freien Verkehr ab .

Geschehen zu Luxemburg am 11 . Juni 1996.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) des in Luxemburg
am 28 . Juni 1990 unterzeichneten Abkommens in Form
eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft und dem Fürstentum Andorra (')
ermächtigt das Fürstentum Andorra die Gemeinschaft
während eines Zeitraums von fünf Jahren, oder länger,
falls kein Einvernehmen im Sinne von Buchstabe b)
zustande kommt, in seinem Namen und für seine
Rechnung die für das Fürstentum Andorra bestimmten
Waren aus Drittländern zum zollrechtlich freien Verkehr
abzufertigen .

Gemäß Absatz 1 Buchstabe b) desselben Artikels behält
sich das Fürstentum Andorra nach Ablauf dieses Zeit­
raums und im Rahmen von Artikel 20 des Abkommens
vor, sein Recht auf die Abfertigung zum zollrechtlich
freien Verkehr mit der Zustimmung der Vertragsparteien
auszuüben .

Im Namen des Rates

Der Präsident

W. VELTRONI

(') ABl . Nr. L 374 vom 31 . 12. 1990, S. 16.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 13. Juni 1996
betreffend Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Auftreten der Maul­

und Klauenseuche in Albanien

(Text von Bedeutung für den EWR)

(96/367/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/675/EWG des Rates vom
10 . Dezember 1990 zur Festlegung von Grundregeln für
die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die
Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen ('), zuletzt geän­
dert durch die Richtlinie 95/52/EG (2), insbesondere auf
Artikel 19 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In Albanien ist die Maul- und Klauenseuche ausge­
brochen .

Der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in Albanien
stellt für die Herden in den Mitgliedstaaten in Anbetracht
des Handels mit bestimmten tierischen Erzeugnissen eine
ernste Gefahr dar.

Die Entscheidung 93/242/EWG der Kommission vom
30 . April 1993 über die Einfuhr bestimmter lebender
Tiere und ihrer Erzeugnisse aus bestimmten europäischen
Ländern in die Gemeinschaft im Zusammenhang mit der
Maul- und Klauenseuche (3), zuletzt geändert durch die
Entscheidung 95/295/EG (4), sieht ein Einfuhrverbot für
lebende Tiere, Frischfleisch und bestimmte Fleischer­
zeugnisse von MKS-empfänglichen Arten aus und über
bestimmte Länder, darunter Albanien , vor.

Die Richtlinie 92/ 118/EWG des Rates vom 17 . Dezember
1992 über die tierseuchenrechtlichen und gesundheit­
lichen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen
tierischen Ursprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre
Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich
nicht den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach
Anhang A Kapitel I der Richtlinie 89/662/EWG und —
in bezug auf Krankheitserreger — der Richtlinie

90/425/EWG unterliegen (5), zuletzt geändert durch die
Entscheidung 96/340/EG der Kommission (6), enthält die
Bedingungen für die Einfuhr von Tierdärmen, Häuten ,
Knochen und Erzeugnissen aus Knochen, Horn und
Hornerzeugnissen , Hufen und Klauen und Erzeugnissen
aus Hufen und Klauen , von Jagdtrophäen sowie von
unverarbeiteter Wolle und unverarbeiteten Haaren .
Danach dürfen diese Erzeugnisse nur eingeführt werden,
wenn sie einer Behandlung unterzogen wurden, die das
Virus abtötet. Bestimmte andere Ausgangsmaterialien
dürfen jedoch weiterhin eingeführt werden und stellen
eine Gefahr dar .

Die Entscheidung 95/340/EG der Kommission Q, zuletzt
geändert durch die Entscheidung 96/325/EG (8) enthält
ein Verzeichnis der Drittländer, aus denen die Mitglied­
staaten die Einfuhr von Rohmilch , wärmebehandelter
Milch und Erzeugnissen auf Milchbasis zulassen . Albanien
ist in diesem Verzeichnis aufgeführt. Milcherzeugnisse
dürfen in die Europäische Union nur eingeführt werden,
wenn sie einer Behandlung unterzogen wurden, die das
Virus abtötet.

Daher ist es erforderlich , die Einfuhr bestimmter tieri­
scher Erzeugnisse aus Albanien zu verbieten, es sei denn,
sie wurden einer spezifischen Behandlung unterzogen.

Die in dieser Entscheidung genannten Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär­
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) Zusätzlich zu den Bestimmungen der Entscheidung
93/242/EWG untersagen die Mitgliedstaaten die Einfuhr
der folgenden Erzeugnisse von Rindern, Schafen , Ziegen,
Schweinen und anderen Paarhufern mit Ursprung in
Albanien :

O ABl. Nr. L 62 vom 15 . 3 . 1993, S. 49.(') ABl . Nr. L 373 vom 31 . 12. 1990, S. 56 .
(2) ABl . Nr. L 265 vom 8 . 11 . 1995, S. 16 .
(3 ) ABl . Nr. L 110 vom 4. 5 . 1993, S. 36 .
4 ABl . Nr. L 182 vom 2. 8 . 1 995, S. 30 .

(6) ABl . Nr. L 129 vom 30 . 5 . 1996, S. 35.
Ç) ABl . Nr. L 200 vom 24. 8 . 1995 , S. 38 .
f) ABl . Nr. L 123 vom 23 . 5 . 1996, S. 24.
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— Blut und Bluterzeugnisse gemäß Anhang I Kapitel 7
der Richtlinie 92/ 118 /EWG,

— Rohmaterial zur Herstellung von Futtermitteln und
pharmazeutischen oder technischen Erzeugnissen
gemäß Anhang I Kapitel 10 der Richtlinie 92/118/
EWG,

— Gülle und Gülleerzeugnisse gemäß Anhang I Kapitel
14 der Richtlinie 92/ 118/EWG.

(2) Das Verbot gemäß Absatz 1 erster Gedankenstrich
gilt nicht für Bluterzeugnisse, die einer der Behandlungen
gemäß Anhang I Kapitel 7 Absatz 3 Buchstabe b) der
Richtlinie 92/ 118/EWG unterzogen wurden .

(3) Die Mitgliedstaaten gewährleisten , daß die den
Bluterzeugnissen beigefügte tierärztliche Bescheinigung
folgende Eintragung enthält:

„Bluterzeugnisse gemäß der Entscheidung 96/367/EG
der Kommission betreffend Schutzmaßnahmen im

Zusammenhang mit dem Auftreten der Maul- und
Klauenseuche in Albanien ."

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsbestimmungen,
um dieser Entscheidung nachzukommen . Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 13 . Juni 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. Juni 1996
über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchführung von
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche in Albanien

(Text von Bedeutung für den EWR)

(96/368/EG)

— eine erste Tranche von 200 000 Dosen Impfstoff zum
Schutz der Tiere maul- und klauenseuchegefährdeter
Arten (Rinder, Schweine, Schafe und Ziegen) gegen
das in Albanien identifizierte Virus;

— eine weitere Tranche von 400 000 Dosen desselben
Impfstoffs.

(2) Die Gemeinschaft übernimmt die gesamten Kosten
der Impfstoffe nach Absatz 1 (bei einem Höchstsatz von
600 000 ECU).

Artikel 2

( 1 ) Die Gemeinschaft übernimmt 50 % der Kosten für
die Durchführung der Impfungen durch die albanischen
Behörden unter Aufsicht der Europäischen Kommission
der FAO zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche
und der Gemeinschaft.

(2) Die Durchführung nach Absatz 1 umfaßt insbeson­
dere den Erwerb und die Lieferung

— des für die Impfung nötigen Geräts (Spritzen , Kühlge­
räte, Schutzkleidung usw.),

— der Desinfektionsmittel ,

— der Markierungen der Tiere .

(3) Im Rahmen dieses Artikels erstattet die Kommis­
sion dem Haushaltsfonds Nr. 911100/MFT/INT/003/EEC
die Kosten für die Durchführung der Impfungen nach
Absatz 1 (bei einem Höchstsatz von 10 000 ECU).

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates
vom 26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veteri­
närbereich ('), zuletzt geändert durch die Entscheidung
94/370/EG (2), insbesondere auf Artikel 13 ,

in Erwägung nachstehender Gründe:
In Albanien wurden Ausbrüche von Maul- und Klauen­
seuche festgestellt . Da die Seuchenherde im Landkreis
Korce liegen, bilden sie eine direkte Gefahr für das
Gebiet der Gemeinschaft, insbesondere Griechenland.

Eine gemeinsame Delegation der Gemeinschaft und der
FAO hat in Albanien die Situation vor Ort geprüft. Sie
kam zu dem Ergebnis, daß eine Finanzhilfe für die alba­
nischen Behörden zur Bekämpfung der Seuche angezeigt
ist .

Den albanischen Behörden sind Impfstoffe in den für
den Schutz der betreffenden Tiere erforderlichen Mengen
zur Verfügung zu stellen .
Die Gemeinschaft sollte einen Teil der Kosten zur
Durchführung der Impfungen übernehmen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
werden in Zusammenarbeit mit der Europäischen
Kommission der FAO zur Bekämpfung der Maul- und
Klauenseuche unternommen . Die Impfungskosten
werden in erster Linie aus dem Haushaltsfonds Nr.
911100/MTF/INT/003/EEC getragen.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär­
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) In Zusammenarbeit mit der Europäischen
Kommission der FAO zur Bekämpfung der Maul- und
Klauenseuche stellt die Kommission für die albanischen
Behörden bereit:

Brüssel , den 14. Juni 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(<) ABl . Nr. L 224 vom 18 . 8 . 1990 , S. 19 .
11) ABl . Nr. L 168 vom 2. 7. 1994, S. 31 .
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